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Text-Rückmeldungen

Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Allgemeine Bemerkungen Allgemeine Bemerkungen Die GRÜNEN Kanton Bern lehnten den Vorstoss 143-2024 (Entzug der
aufschiebenden Wirkung von Abstimmungsbeschwerden gegen
Vorbereitungshandlungen von Abstimmungen vor einem Abstimmungstermin) in
der parlamentarischen Debatte ab, weil die anvisierte Änderung zu wenig
Gewinn versprach. Die GRÜNEN wehrten sich auch gegen die Aufgabe des
Grundsatzes der aufschiebenden Wirkung von Beschwerden in diesem
Teilbereich. Die Prüfung des Entzugs der aufschiebenden Wirkung (bisher) bzw.
neu der Anordnung der aufschiebenden Wirkung erfolgt nachwievor unabhängig
von allfälligen Begründungen der Beschwerdeparteien von Amtes wegen. Bei
dieser Konstellation der Fragestellung geht es nicht um die in Beschwerdefällen
im Allgemeinen angesagte Interessenabwägung zwischen privaten und
öffentlichen Interessen, weil es in Wahl- und Abstimmungssachen allein um die
Wahrung der Rechte der Stimmbürgerschaft geht (kein Individualrechtsschutz).
Die erneute Prüfung allfälliger Vorteile der vorgeschlagenen Gesetzesänderung
zeigt, dass wohl ein einziger Vorteil – immerhin einer – erreicht werden kann: In
all den Fällen, in denen nur Tage vor dem Abstimmungs- oder Wahltermin
Beschwerde erhoben wird, tritt nicht mehr automatisch von Gesetzes wegen die
aufschiebende Wirkung in Kraft und kann damit weniger für Verunsicherung in
der Bevölkerung sorgen. Bei zeitlich engen Verhältnissen kann nämlich weder
das rechtliche Gehör gebührend geschenkt noch die Angelegenheit
sachverhaltlich und/oder rechtlich vertieft geprüft werden. Diese rein zeitlich
prekäre Situation kann dann dazu führen, dass der Abstimmungs- oder
Wahltermin abgesagt und verschoben wird. Indem neu nun die
Beschwerdeführenden ihre Argumente für die Herstellung der aufschiebenden
Wirkung ins Feld führen müssen und so quasi eine Art Beweislast tragen, zwingt
dies potentiell Beschwerdeführende dazu, möglichst frühzeitig eine Beschwerde
einzulegen, um eine allfällige Verschiebung unter Gewährung des rechtlichen
Gehörs bewirken zu können. Damit wird eine kurzfristige, sich später als
ungerechtfertigt herausstellende Terminverschiebung aus rein formellen
Gründen deutlich weniger wahrscheinlich als unter dem bisherigen Recht . Wohl
kann es ausnahmsweise aber später zur Aufhebung einer durchgeführten
Abstimmung oder Wahl kommen, wenn sich die gegen eine
Vorbereitungshandlung vorgebrachten Beschwerdegründe als berechtigt
herausstellen. Genau dies konnte aber auch unter dem bisherigen Recht schon
vorkommen.

Die Aufweichung des Grundsatzes der aufschiebenden Wirkung bei einer Wahl-
und Abstimmungsbeschwerde ist als kleineres Übel hinzunehmen in Anbetracht
der Stärkung der demokratischen Prozesse, indem bei der für das Funktionieren
der Demokratie so wichtigen direktdemokratischen Abstimmungen und Wahlen
eine Verschiebung eines Termins nur durch offenkundig vorliegende und
vorzutragende Argumente angeordnet werden kann. Insbesondere rein
querulatorisch erhobene Beschwerden können zu keinem Zeitpunkt mehr zu
einer Verschiebung eines Urnengangs führen. Damit wird das Vertrauen der
Bevölkerung in unsere Institutionen gestärkt und der Rechtssicherheit ein
höherer Wert eingeräumt. Die Aufhebung einer Abstimmung oder Wahl im
Nachhinein bleibt immer vorbehalten, wenn eine vertiefte und Zeit
beanspruchende Prüfung die Stichhaltigkeit der Beschwerde zutage gefördert
hat.
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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Die geringfügige Aufgaben- und Zuständigkeitsverschiebung von insgesamt
sehr wenigen Verfahren aus dem Schiffsbereich von der Sicherheitsdirektion zur
Rekurskommission für Massnahmen gegen Fahrzeugführerinnen und -führer zu
ähnlich sich stellenden Fragen bei Administrativmassnahmen im Schiffsbereich
macht organisatorisch und inhaltlich Sinn und wird unterstützt.

Gesetzestext Keine Antwort Keine Antwort

Vortrag Keine Antwort Keine Antwort
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